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A. Einleitung 

I. Landwirtschaftliche Nutzflächen als Ziel  
ausländischer Investitionen�  – Das umstrittene Phänomen  

„Land Grabbing“ 

Seit einigen Jahren hat das Interesse ausländischer Investoren an land­
wirtschaftlichen Nutzflächen drastisch zugenommen. Der Nahrungsmittelbe­
darf der wachsenden Weltbevölkerung steigt1, während gleichzeitig der 
Wettbewerb um fruchtbare Ackerflächen beständig zunimmt. So ist ein 
stetiger Anstieg der Nachfrage nach Agrargütern nicht nur für die Nahrungs­
mittelproduktion, sondern zunehmend auch für die stoffliche und energeti­
sche Nutzung zu beobachten. Bei einer weltweiten Landfläche von rund 
13,4  Mrd. Hektar werden momentan nur rund 12 % für landwirtschaftliche 
Zwecke genutzt.2 Potenziell für die Landwirtschaft nutzbare Flächen ma­
chen hingegen nach Angabe der Deutschen Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ) 4,5 Mrd. Hektar aus, was bedeutet, dass bisher nur 
rund 36 % der für die Landwirtschaft geeigneten Flächen auch tatsächlich 
in diesem Sinne genutzt werden.3 Trotz allem ist der Wettbewerb um die 
Landnutzung hoch und verschärft sich zunehmend. 

Diese mit einer Wertsteigerung einhergehende Entwicklung macht den 
Agrarsektor zu einem interessanten Ziel sowohl für private Investoren, die 
sich hohe Renditen aus den Geschäften mit Ackerland versprechen, als auch 
für Staaten, welche über staatliche Unternehmen und Staatsfonds versuchen, 
langfristig den Bedarf an Nahrungsmitteln für die eigene Bevölkerung zu 
sichern.4 Die Investoren schließen meist Pachtverträge, seltener Kaufverträ­
ge, über große Parzellen von Ackerland und nutzen die Böden sodann für 

1  So geht etwa die Food and Agriculture Organization (FAO) von einem gestei­
gerten Nahrungsmittelbedarf zum Jahr 2050 aus, der eine Produktionssteigerung um 
70 % erforderlich werden lassen wird; vgl. D.  Hallam, The State of Agricultural 
Commodity Markets: High food prices and the food crisis. Experiences and lessons 
learned, S. 37; P.  Liu, Impacts of Foreign Agricultural Investment on Developing 
Countries:  Evidence from Case Studies, S. 1.

2  Vgl. M.  Görgen et  al., Foreign Direct Investment (FDI) in Land in developing 
countries, S. 10.

3  Ibid., S. 10.
4  Vgl. B.  Steinmann, Attraktive Kapitalanlagen und die Folgen, in:  Brot für alle/

Fastenopfer, Entwicklungsbanken und Land Grabbing (2013), Dossier Nr. 11, S. 3 ff.
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verschiedenste Zwecke. Überwiegend sind die langfristig gepachteten Land­
flächen für den agro-industriellen Anbau von Pflanzen vorgesehen, aus de­
nen Exportprodukte wie Agrotreibstoffe, Futter-, Nahrungs- und Genussmit­
tel hergestellt werden. Andere Flächen dienen ausschließlich als Spekula­
tionsmasse und liegen ungenutzt brach.5 Im Zuge der Globalisierung ist 
Ackerland zu einem Gut geworden, welches international hoch gehandelt 
wird. Allein im Jahr 2009 wurden einer Studie der Weltbank zufolge welt­
weit Vereinbarungen über 56  Mio. Hektar Land getroffen. Im Vergleich 
dazu betrug die jährliche Ausdehnung landwirtschaftlich genutzter Flächen 
vor 2008 im Schnitt nur rund 4  Mio. Hektar.6 In der letzten Dekade sollen 
bereits über 200  Mio. Hektar Land und damit mehr als das Fünffache der 
Fläche Deutschlands für Investitionen vergeben worden sein.7 Der beständig 
steigende Trend hin zu Agrarinvestitionen im Ausland könnte dazu führen, 
dass bald maßgebliche Flächen eines Landes von anderen Staaten genutzt 
werden – ein Umstand, der zum Teil gar als Neuauflage des Kolonialismus 
bezeichnet wird.8 Man könnte sogar so weit gehen, zu fragen, ob sich hier 
ein neues Verständnis von Völkerrecht, losgelöst vom Territorialprinzip, 
entwickelt.

1. Terminologie

Was unter der Bezeichnung „Land Grabbing“ zu verstehen ist, wurde 
nicht abschließend oder einheitlich definiert. Es handelt sich um ein vielge­
staltiges globales Phänomen. In den Begriff selbst spielen Wertungen hinein, 
da bereits der Wortlaut eine negative Lesart impliziert. Er wird häufig als 

5  Steinmann, Attraktive Kapitalanlagen und die Folgen, S. 3 ff.; J.  v.  Bernstorff, 
„Land Grabbing“ und Menschenrechte, in: INEF, Forschungsreihe Nr. 11 (2012), S. 7. 

6  Vgl. K.  W.  Deininger/D.  Byerlee, Rising Global Interest in Farmland, S. xiv.
7  Vgl. Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(BMZ), Investitionen in Land und das Phänomen des Land Grabbing, in:  BMZ-
Strategiepapier Nr. 2 (2012), S. 3.

8  Getragen wird jener Vergleich u. a. durch die Einbußen, die Gaststaaten im Hin­
blick auf ihre Regelungsfreiheit hinnehmen müssen und die auf der anderen Seite 
durch ein „Mehr“ an Investorenrechten bzw. Schutzstandards zugunsten ausländi­
scher Investoren ersetzt werden; vgl. hierzu H. Mann, International Investment Ag­
reements:  Building the New Colonialism? (2003), 97 Proceedings of the 101st An­
nual Meeting ASIL, S. 247 ff.; H. Mann, Reconceptualizing International Investment 
Law:  Its Role in Sustainable Development (2013) 17 Lewis & Clark Law Review, 
S. 521 (531). Vgl. auch W. Anseeuw/L. Cotula/M. Taylor, Expectations and implica­
tions of the rush for land. Understanding the opportunities and risks at stake in 
Africa, in:  J.  A.  Allan et  al. (Hg.), Handbook of land and water grabs in Africa, 
S. 421, Fn. 1; J.  Blas, UN warns of food, neo-colonialism, in:  Financial Times 
(2008), Artikel vom  19. Aug. 2008.
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Synonym für ein verantwortungsloses und rein spekulatives Vorgehen der 
Investoren verwendet.

Üblicherweise fasst man darunter das Agieren staatlicher Akteure und 
privater Investoren aus Industrie- und Schwellenländern, welche sich mittels 
ausländischer Direktinvestitionen in Form langfristiger Pacht- und Kaufver­
träge überdurchschnittlich große Agrarflächen in Entwicklungsländern si­
chern, um dort Nahrungsmittel oder Energiepflanzen für den Export anzu­
bauen.9 

De Schutter beschrieb es als 
„[…] a global enclosure movement in which large areas of arable land change 
hands through deals often negotiated between host governments and foreign in­
vestors with little or no participation from the local communities who depend on 
access to those lands for their livelihoods.“10

An anderer Stelle wird die Bezeichnung des „Global land grab“ verwen­
det als 

„[…] catch-all phrase to refer to the explosion of (trans)national commercial land 
transactions and land speculation in recent years mainly, but not solely, around the 
large-scale production and export of food and biofuels.“11

Abhängig von den Kriterien, welche man bei der Einordnung des Phäno­
mens anwendet, wird auch folgende Umschreibung gebraucht:

„[C]ontemporary land grabbing is the capturing of control of relatively vast tracts 
of land and other natural resources through a variety of mechanisms and forms 
that involve large-scale capital that often shifts resource use orientation into ex­
tractive character, whether for international or domestic purposes, as capital’s re­
sponse to the convergence of food, energy and financial crises, climate change 
mitigation imperatives, and demands for resources from newer hubs of global 
capital.“12

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Wirt­
schaft (BMZ) versteht unter dieser Form der Aneignung von Land großflä­
chige Landkäufe und -pachten – sog. large-scale agricultural investments –, 
die häufig mit Vertreibungen einhergehen, die Umwelt und die lokale sowie 
nationale Ernährungssicherheit belasten. Daneben spielt auch das „Water 

9  Vgl. BMZ, Development Policy Stance on the Topic of Land Grabbing, in: BMZ 
Diskurs  015 (2009), S. 3.

10  Vgl. O. De Schutter, The Green Rush: The Global Race for Farmland and the 
Rights of Land Users (2011) 52 Harvard International Law Journal, S. 503 (504).

11  Vgl. S. M.  Borras  Jr./J.  C.  Franco, Global Land Grabbing and Trajectories of 
Agrarian Change:  A Preliminary Analysis (2012) 12 Journal of Agrarian Change, 
S. 34.

12  Vgl. S. M. Borras Jr. et al., Land Grabbing in Latin America and the Caribbean 
(2012) 39 Journal of Peasant Studies, S. 845 (851).




